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An die Mitglieder der Synode 

 

 

 

 

 

 

Trogen, 25. Juli 2024 

 

 

XVIII Nr. 36 

Synode vom 16. September; Geschäftsreglement Synode, 2. Lesung 

 

Sehr geehrte Damen und Herren Synodale 

 

A. Ausgangslage 

 

Im Zuge der neuen Verfassung müssen die Erlasse der Landeskirche total- oder teilrevidiert 

werden.  

Das geltende Geschäftsreglement der Synode ist seit 2002 in Kraft. Es weist Lücken auf und 

Präzisierungen sind notwendig. Aus diesem Grund hat das Büro entschieden, das Reglement 

einer Totalrevision zu unterziehen.  

Das Büro der Synode hat das Reglement an drei Sitzungen beraten und am 21. September 

2023 in die Vernehmlassung verabschiedet.  

An ihrer Sitzung vom 24. Juni 2024 hat die Synode das Geschäftsreglement der Synode in 1. 

Lesung beraten. Das Büro der Synode wiederum hat die Aufträge der Synode an seiner Sit-

zung vom 22. Juli 2024 beraten und zuhanden der 2. Lesung verabschiedet.  

 

B. Aufträge aus der 1. Lesung ans Büro 

 

Art. 17 Abs. 3 lit. n 

In dieser Bestimmung hat das Büro vorgeschlagen, dass die Synode die Wahlen in den Kirch-

gemeinden anerkennt. Über den Begriff Anerkennung hat die Synode an ihrer 1. Lesung an-

geregt diskutiert. Unterschiedliche Aspekte wurden betont: 

- die Synode habe die Wahlen in Kirchgemeinden nicht zu anerkennen; 

- eine Anerkennung der Wahlen durch die Synode sei nicht notwendig; 

- eine Anerkennung der Wahlen durch die Synode habe einen würdigenden und wert-

schätzenden Aspekt. 

Das Büro hat letztlich den Auftrag zur Klärung der Bedeutung des Begriffes Anerkennung 

entgegengenommen.  

Die Behördenmitglieder der Kirchgemeinden (Mitglieder Kirchenvorsteherschaften und Ge-

schäftsprüfungskommissionen) werden in der Synode sichtbar; sie erhalten einen Namen und 
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an der gemeinsamen Feier im September auch ein Gesicht. Landeskirchliche und kommunale 

Behörden begegnen einander und erfahren die Struktur, in die sie eingebunden sind.  

Der Kirchenrat prüft schon jetzt im Rahmen seiner Aufsichtspflicht, ob gesetzliche Hindernisse 

für die Anerkennung einer Wahl in der Kirchgemeinde und in der Landeskirche im Wege ste-

hen. Gesetzliche Hindernisse können sein: Anzahl Sitze in einer Kirchenvorsteherschaft ist 

nicht mit dem Kirchgemeindereglement (künftig Kirchgemeindeordnung) vereinbar, ein:e Ge-

wählte:r hat das 18. Altersjahr noch nicht vollendet, lebt nicht in unserem Kanton oder ist nicht 

Mitglied der Kirchgemeinde. 

Darüber hinaus nimmt die Synode Kenntnis davon, wie es um die Besetzung der Behörden 

steht. Dieses Wissen kann dienlich sein, wenn die Synode strategische und organisatorische 

Entscheide fällen muss.  

 

Das Büro hat den Eindruck, dass der Begriff Anerkennung bei den Synodalen trotzdem keine 

Zustimmung findet. Es beantragt Ihnen aus den genannten Gründen, die Bestimmung trotz-

dem im Reglement zu belassen, aber die Formulierung zu ändern.  

 

Art. 17 Abs. 3 lit. n 

n) Kenntnisnahme der Wahlen in den Kirchgemeinden. 

 

Parlamentarische Vorstösse 

An ihrer 1. Lesung hat die Synode ausführlich über die Art der parlamentarischen Vorstösse, 

die Fristen und die Erfordernisse einer Schriftlichkeit diskutiert.  

 

Das Büro unterbreitet Ihnen unter Berücksichtigung der Diskussionsinhalte nachfolgenden 

Vorschlag: 

 

3. Parlamentarische Vorstösse 

Art. 65 Einreichung eines Auftrags oder einer bestimmten Frage zur Prüfung 
1 Jedes Mitglied der Synode hat das Recht, allein oder gemeinsam mit anderen Synodalen, 

den Kirchenrat zu beauftragen, einen Entwurf für eine Änderung der Kirchenverfassung oder 

für den Erlass oder die Änderung von Reglementen oder synodalen Verordnungen und Be-

schlüssen vorzulegen oder eine bestimmte Frage zu prüfen und darüber Bericht zu erstatten.  

 
2 Der Auftrag oder die Prüfung einer bestimmten Frage ist dem Büro schriftlich einzureichen. 

 
3 Der Auftrag, einen Entwurf für eine Änderung der Kirchenverfassung vorzulegen, ist dem 

Büro 40 Tage vor dem Sitzungstermin der Synode schriftlich einzureichen. 

 

Art. 66 Erheblichkeitserklärung eines Auftrags oder einer bestimmten Frage zur Prüfung 
1 Die Synode entscheidet nach Stellungnahme des Kirchenrats, ob der Auftrag oder die Prü-

fung einer bestimmten Frage erheblich erklärt werden soll. 
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Art. 67 Anfrage 
1 Mit der Anfrage kann jedes Mitglied der Synode im Traktandum Anfrage Auskunft über eine 

Angelegenheit der Landeskirche verlangen. 
2 Die zuständige Behörde, Kirchenrat oder Büro, kann zur Anfrage sofort oder an der nächsten 

Sitzung Stellung nehmen. 

 

C. Neue Eingaben des Büros 

 

Art. 17 Abs. 3 Ergänzungen lit. p und q 

Mit dem Verzicht auf eine Frist bei den Art. 65 und 67 (Ausnahme: Art. 65 Abs. 3), müssen 

die Traktanden Einreichung eines Auftrags oder einer bestimmten Frage zur Prüfung und An-

frage fix auf die Traktandenliste der Synode gesetzt werden. 

Das Büro schlägt vor, diese Traktanden an den Schluss der Traktandenliste zu setzen und 

den Art. 17 Abs. 3. mit lit. p und q zu ergänzen. 

 

Art. 17 Abs. 3 lit. p 

Einreichung eines Auftrags oder einer bestimmten Frage zur Prüfung 

 

Art. 17 Abs. 3 lit. q 

Anfrage 

 

Art. 30 Abs. 1 

Nach dem Willen der Synode sollen die Fahrkosten mit dem öffentlichen Verkehrsmittel mit 

den Billettkosten 2. Klasse entschädigt werden (statt mit den effektiven Kosten), damit auch 

die Besitzer:innen eines Generalabonnements von einem Beitrag an die Fahrkosten profitie-

ren können. 

Das Büro möchte auf den Art. 30 Abs. 1 zurückkommen. Es kann nicht der Wille des Geset-

zesgebers sein, dass bei der Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln in jedem Fall die Kos-

ten 2. Klasse vergütet werden. Es sollen grundsätzlich die effektiven Kosten vergütet werden 

und die Besitzer:innen eines Generalabonnements sollen etwas an die Kosten des GAs er-

halten. 

Das Büro schlägt deshalb vor, die Bestimmung wie folgt zu ergänzen. 

 

Art. 30 Abs. 1 

Bei Fahrten mit dem öffentlichen Verkehrsmittel werden maximal die Billettkosten 2. Klasse 

vergütet.  

 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Zuhanden der 2. Lesung legt das Büro der Synode nachfolgende die Übergangs- und Schluss-

bestimmungen vor: 
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Art. 77 Übergangsbestimmungen 
1 Die nach altem Recht gewählten ständigen Kommissionen bleiben bis zum Ende der Amts-

periode 2022 bis 2026 im Amt. 

 
2 Die erstmalige Wahl der neuen ständigen Kommissionen erfolgt innerhalb von einem Jahr 

nach Inkrafttreten dieses Reglements. 

 

Art. 78 Inkrafttreten 
1 Das Geschäftsreglement der Synode tritt mit der Annahme durch die Synode in Kraft.  

 

D. Antrag 

 

Das Büro beantragt Ihnen 

 

1. auf die Vorlage einzutreten 

 

2. dem Geschäftsreglement der Synode in 2. Lesung zuzustimmen. 

 

Im Namen des Büros 

 

Marcel Steiner Jacqueline Bruderer 

Präsident Kirchenratsschreiberin 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beilagen: 

36.2 Synopse mit den Änderungsbeschlüssen aus der 1. Lesung 

36.3 Bericht und Antrag der vorberatenden Kommission 


